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Waldzustandsbericht der Bundesregierung 1996 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Situation unserer Wälder ist nach wie vor dramatisch. Der 
Waldzustandsbericht der Bundesregierung weist aus, daß über 
75 % der über 60 Jahre alten Bäume in Deutschland krank sind. 
Eine Zunahme der Schädigung ist vor allem bei Laubbaumarten 
und bei älteren Bäumen festzustellen. Die Eichen dieser Alters- 
klasse weisen die deutlichsten Steigerungsraten bei den Erkran- 
kungen auf (17 % im Vergleich zum Vorjahr), so daß heute über 
90 % dieser Bäume als geschädigt eingestuft werden müssen. 

In Wissenschaft und Forschung besteht weitgehend Einigkeit über 
Ursachen und Folgen der Waldschäden und des Waldsterbens. Die 
Enquete Kommission „Schutz der Erdatmosphäre" hat in ihrem 
Bericht „Schutz der grünen Erde - Klimaschutz durch umweltge- 
rechte Landwirtschaft und Erhalt der Wälder" (Drucksache 
12/8350) die Ursachen der Erkrankung des Waldes analysiert und 
einen Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung des Waldsterbens vor- 
gelegt. Verantwortlich für das Waldsterben sind vor allem die Emis- 
sionen aus Straßenverkehr, Industrie und Landwirtschaft. Ganz of- 
fensichtlich fehlt der Regierung ein politisches Konzept, um 
wirksame Maßnahmen zum Schutz der Wälder umzusetzen. 

Konkrete Maßnahmen zum Schutz des Waldes und zur Sicherung 
seines Artenreichtums sind dringender denn je geboten. 

Da die Funktionsfähigkeit unserer Wälder auf Dauer erhalten wer- 
den muß, hat die Fraktion der SPD in der letzten Legislaturperiode 
in ihrem Antrag „Bekämpfung des Waldsterbehs" (Drucksache 
12/5784) bereits konkrete Vorschläge unterbreitet. 

Kernpunkte unseres Konzepts zum Schutz der Wälder sind die Re- 
duzierung des Straßengüterverkehrs, die Förderung des öffentli- 
chen Personennahverkehrs, der Ersatz der Kilometerpauschale 
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durch eine Entfernungspauschale und der Einstieg in eine ökolo- 
gische Steuerreform. Weitere Anreize zur Energieeinsparung so- 
wie ordnungspolitische Maßnahmen wie die Einführung eines 
Ökolabels nach eindeutigen und unmißverständlichen Kriterien 
sind in diesem Bereich dringend notwendige Schritte. 

Weiter muß die Landwirtschaft umweltverträglicher werden. Die 
bei landwirtschaftlichen Aktivitäten freiwerdenden Gase wie Me- 
than, Distickstoffoxid und Ammoniak schädigen den Wald. Ursa- 
che der Freisetzung ist u. a. eine regional immer noch zu hohe Aus- 
bringung stickstoffhaltiger Dünger und eine regional zu intensive 
Tierhaltung. 

Ziel muß es sein, die ursprüngliche biologische Vielfalt des heimi- 
schen Waldes wieder zu erreichen. Dies ist auch unter betriebs- 
wirtschaftlichen Gründen notwendig: In ihrer Gesamtheit ist die 
biologische Vielfalt für das ökologische Funktionieren und die dy- 
namische Anpassungsfähigkeit des Waldes als Betriebsfaktor ent- 
scheidend. Somit trägt eine naturnahe Waldbewirtschaftung auch 
zum Erhalt bzw. zur Schaffung der gerade in strukturschwachen 
Regionen wichtigen Arbeitsplätze bei. 

Eine ökologisch nachhaltige Forstwirtschaft schafft auch die Vor- 
aussetzung für eine nachhaltige energetische und werkstoffliche 
Nutzung des Holzes. Österreich, das rund 14 % seines gesamten 
Primärenergiebedarfs aus einer nachhaltigen Nutzung von Holz 
deckt, zeigt, daß der Wald eine zentrale Rolle als Energielieferant 
einnehmen kann. 

Der Deutsche Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ein 
Programm zur Bekämpfung des Waldsterbens, zur naturnahen 
Waldbewirtschaftung und zur Sicherung der Arbeitsplätze in der 
Forstwirtschaft und Holzindustrie in Kooperation mit den Bundes- 
ländern mit folgenden Eckpunkten vorzulegen: 

1. Waldschadensstatistik und Bodenzustandsdaten 

Die Statistik darf nicht das Ausmaß der Schäden verschleiern, son- 
dern muß sie in ihrem tatsächlichen Umfang aufzeigen. 

Die Bundesregierung wird auf gefordert, im Rahmen des jährlichen 
Waldzustandsberichts auch die abgestorbenen und bereits ent- 
fernten Bäume aufzuführen, also eine Schadensklasse 5 in die 
Waldschadensstatistik aufzunehmen, die Aufschluß über die 
krankheitsbedingt gefällten Bäume innerhalb eines Jahres gibt. 
Außerdem soll die Bundesregierung künftig dem Deutschen Bun- 
destag regelmäßig über den Zustand der Waldböden sowie die 
Schädigung des Waldes durch Sturm und Schädlinge berichten. 

Auch die ökonomischen Auswirkungen der Waldschäden müssen 
künftig Eingang in die Waldzustandsbewertung finden. 

Die Bodenzustandsdaten der bundesweit im 16 x 16 km-Raster 
durchgeführten Bodenzustandserhebung (BZE) dürfen nicht noch 
länger zurückgehalten werden. Die Aussagen fast aller bisher ver- 
öffentlichten BZE-Länderberichte verdeutlichen, daß sich in ver- 
schiedenen Regionen Deutschlands die Waldböden an den Gren- 
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zen ihrer Belastbarkeit befinden. Hohe Stickstoffeinträge in Ver- 
bindung mit hohen Schwermetallgehalten in der Humusauflage 
stellen ein großes Gefahrenpotential dar. Die Versorgung der Bäu- 
me mit wichtigen Nährstoffen, der Schutz der Organismen vor 
Schadstoffen und Schädlingen sowie die Grundwasserschutz- 
funktion der Waldböden muß in Anbetracht der aktuellen Daten- 
lage auf einem bedeutenden Anteil der Waldstandorte in Deutsch- 
land als gefährdet bezeichnet werden. 

11. Waldbau- und forstpolitische Maßnahmen 

Notwendig ist eine Waldbewirtschaftung nach ökologischen 
Grundsätzen. Der Bodenschutz und die standortgerechte Baum- 
artenwahl, die Vermehrung von Laub- und Mischwald, die Bevor- 
zugung natürlicher Verjüngung, die Verbesserung des Waldgefü- 
ges, die Erhaltung alter und abgestorbener Bäume, der Aufbau 
eines Netzes von Schutzwaldgebieten, eine ökosystemverträgli- 
che Waldbewirtschaftung und der ökologisch verträgliche Einsatz 
der Forsttechnik sind die wesentlichen Grundsätze einer ökolo- 
gisch nachhaltigen Forstpolitik. Zur Stärkung der Widerstands- 
fähigkeit der Waldbestände und aus wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten sind Monokulturen in standortgerechte naturnahe 
Waldbestände umzuwandeln, Kahlschläge zu vermeiden, die 
Schalenwildbestände soweit zu reduzieren, daß Naturverjüngung 
möglich ist. Außerdem sollte ein Naturwaldverbundsystem einge- 
richtet werden. 

Die nachhaltige Nutzung von Holz zur energetischen und indu- 
striellen Verwertung, die bei weitem noch nicht ausgeschöpft wird, 
ist z. B. durch eine Absatzförderung von Schwachholz zu forcieren. 

Vor allem in den besonders stark betroffenen Lagen wirken sich 
die Waldschäden entweder direkt als wirtschaftliche Verluste oder 
indirekt in Form von langfristigen strukturellen Schädigungen der 
Forstbetriebe aus. Für diese Verluste gibt es keine Entschädi- 
gungsregelung. Deshalb müssen das Umwelthaftungsgesetz und 
das Produkthaftungsgesetz weiterentwickelt werden, um Scha- 
densersatzregelungen auch für Waldschäden zu schaffen, die der 
Forstwirtschaft und den Waldbesitzern als nicht individuell zure- 
chenbare Summationsschäden entstehen. Entsprechend den er- 
neuten Empfehlungen des Sachverständigenrates für Umweltfra- 
gen in seinem Umweltgutachten sollte die Einrichtung von 
kollektiven Schadensfonds mit staatlicher Mitfinanzierung er- 
möglicht werden. 

Die Nutzung von Holz als Baumaterial ist in Deutschland nach wie 
vor zu gering und wird durch Wettbewerbsnachteile behindert. Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, sich für die Beseitigung der 
versicherungstechnisch nachteiligen Einstufung von Holz ge- 
genüber anderen Baustoffen einzusetzen. Notwendig ist außerdem 
eine bundeseinheitliche Festlegung von eindeutigen Kriterien für 
eine naturnahe Forstbewirtschaftung sowie die Einführung einer 
entsprechenden Zertifizierung und Kennzeichnung von nachhal- 
tig erzeugten Hölzern anhand von objektiven und transparenten 
Parametern. 
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III. Luftreinhaltung 

a) Energiepolitik und Kiimaschutz 

Der Zustand unseres Waides erfordert einen Wandel hin zu ei- 
ner energie- und ressourcenschonenden Wirtschaftsstruktur. 
Unter anderem aus diesen Gründen ist die von der Bundesre- 
gierung vorgeiegte Novelle zum Energiewirtschaftsrecht ab- 
zulehnen. 

Der Deutsche Bundestag verlangt eine Reform der Energie- 
versorgung, die sich an ökologischen Kriterien orientiert. Da- 
bei müssen ordnungsrechtliche und ökonomische Instrumen- 
te zur Förderung der Energieeinsparung, der effektiveren 
Energienutzung und der Nutzung alternativer Energieformen 
eingesetzt werden. Die Nutzung der regenerativen Energien 
soll durch Förderung der Umstellung und eine angemessene 
Vergütung für Energieeinspeisung ins Netz vorangetrieben 
werden. Im übrigen wird auf den Antrag „Programm für Kli- 
maschutz, Wirtschaftsmodernisierung und Arbeitsplätze in 
Deutschland" (Drucksache 13/187) verwiesen. 

b) Verkehrspolitik 

Im Rahmen einer integrierten Gesamtverkehrsplanung ist ein 
Konzept zur Verkehrsvermeidung und Verkehrsverlagerung 
durchzusetzen mit dem Ziel, die waldschädigenden Luft- 
verunreinigungen durch den Auto- und Luftverkehr zu be- 
schränken. Es muß eine eindeutige Priorität auf den Ausbau 
der Schiene und die verstärkte Nutzung vorhandener Bundes- 
wasserstraßen gelegt werden. Dem Ausbau des sog. Kombi- 
nierten Verkehrs kommt dabei besondere Bedeutung zu. 

Die Schadstoffemissionen des Pkw-Verkehrs müssen durch Re- 
duzierung des Kraftstoffverbrauchs auf zunächst 5 Liter pro ge- 
fahrene 100 km und in weiteren Stufen auf 3 Liter pro gefah- 
rene 100 km im Durchschnitt, Verbesserung der Treibstoff- 
qualität, Verschärfung der Abgasvorschriften für Pkw und Lkw, 
europaeinheitliche Geschwindigkeitsbeschränkungen schnellst- 
möglich vermindert werden. 

Durch Umwandlung der Kilometerpauschale in eine Entfer- 
nungspauschale, Förderung des öffentlichen Personennahver- 
kehrs und des Fahrradverkehrs sowie durch Belastung des 
Straßenverkehrs mit den wirklichen externen Kosten muß das 
Mobilitäts- und Transportverhalten in Richtung umweltver- 
trägliche Abwicklung des Verkehrsgeschehens positiv beein- 
flußt werden. Umweltschädigende Subventionen wie die 
Nichtbesteuerung des Flugtreibstoffs müssen - zumindest auf 
europäischer Ebene - aufgehoben werden. 

c) Landwirtschaft 

Die Bundesregierung muß im Bereich Forst- und Landwirtschaft 
einer ökologisch ausgerichteten Förderung Vorrang geben. 
Das Ziel muß insbesondere die Durchsetzung einer flächen- 
deckenden und umweltverträglichen Landbewirtschaftung 
unter besonderer Berücksichtigung der Förderung des ökolo- 
gischen Landbaus und seiner Vermarktungschancen sein. 
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Dazu gehören folgende Maßnahmen: 

Die Einschränkung der Ammoniakemissionen. Dabei war 
der Erlaß der Düngeverordnung ein erster notwendiger 
Schritt in die richtige Richtung. Es bedarf nun der Umset- 
zung in bundeseinheitliche Ländererlasse sowie auch 
kontinuierlicher Überprüfung der Anwendung und Wirk- 
samkeit der erlassenen Düngeverordnung. Die EG-Nitrat- 
richtlinie muß insgesamt endlich umgesetzt werden. Eine 
verstärkte Beratung der Landwirte, wie sie z. B. im nord- 
rhein-westfälischen Kooperationsmodell zwischen Land- 
wirtschaft und Wasserwirtschaft angelegt ist, ist notwen- 
dig. 

- Die Fördermittel für die Landwirtschaft müssen verstärkt 
an Umweltschutzkriterien und Naturschutzerfordernisse 
sowie an artgerechte und flächenangepaßte Tierhaltung 
gekoppelt werden. Umweltschonende Produktionsverfah- 
ren, wie z.B. der ökologische Landbau sowie die stand- 
ortgerechte Extensivierung der Landwirtschaft, müssen 
verstärkt gefördert werden. Diese Ziele muß die Bundes- 
regierung auch bei den anstehenden Verhandlungen zur 
Welthandelsorganisation (WTO) vertreten. 

- Die notwendige Beschränkung der Stickstoffemissionen 
muß auch durch Vorgaben für entsprechende Bewirtschaf- 
tungsmaßnahmen und durch eine nationale bzw. europa- 
weite Stickstoffabgabe vorangetrieben werden. Ziel muß 
dabei sein, daß die Höhe der Abgabe und die abgaben- 
freie Höchstmenge in Abhängigkeit vom Tierbesatz je 
Flächeneinheit Anreize bieten für die Umstellung auf eine 
den ökologischen Erfordernissen entsprechende Landbe- 
wirtschaftung. 

- Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines Bo- 
denschutzgesetzes steht nicht im Einklang mit einem vor- 
sorgenden Umweltschutz. Eine Nachbesserung des Ent- 
wurfs ist notwendig, wodurch den natürlichen Funktionen 
des Bodens Rechnung getragen wird und die Finanzie- 
rungsfragen geklärt werden. Auch der vorliegende Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung zur Neufassung des Bun- 
desnaturschutzgesetzes ist unzureichend: Nach wie vor 
fehlt die Verankerung von Kriterien für eine nachhaltige 
und umweltgerechte Land- und Forstwirtschaft. 

- Die Verwendung klimaschädlicher und die Artenvielfalt 
gefährdender Pflanzenschutzmittel und anderer Biozide 
muß eingeschränkt bzw. verboten werden. Ausnahmere- 
gelungen innerhalb der Europäischen Union sind zu be- 
seitigen. 

Bonn, den 19. Februar 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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